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a) Eine Fortsetzung des M ietverhältnisses setzt nicht voraus, 
dass die au f Seiten des M ieters bestehende H ärte die Interes­
sen des Verm ieters deutlich überw iegt. M aßgebend ist allein, 
ob  sich ein Ü bergew icht der Belange der M ieterseite feststel­
len lässt, also die Interessenabw ägung zu  einem klaren E rgeb­
nis führt.
b) D a  sich ein hohes A lter eines M ieters und/oder eine lan­
ge M ietdauer m it einer dam it einhergehenden langjährigen 
Verw urzelung im bisherigen U m feld  je  nach Persönlichkeit 
und körperlicher sow ie psych ischer Verfassung des M ieters 
unterschiedlich stark  ausw irken können,- rechtfertigen diese 
U m stände ohne w eitere Feststellungen zu den sich hieraus 
ergebenden Fo lgen  im  Falle eines erzwungenen W ohnungs­
w echsels grundsätzlich noch keine H ärte im Sinne des § 574 
A bs. 1 Satz 1 B G B .K om m en  zu diesen U m ständen Erk ran ­
kungen hinzu, aufgrund derer beim M ieter im Falle seines 
H erauslösens aus seiner näheren U m gebung eine -  nach ih­
rem G rad nicht näher festgestelltc -  Verschlechterung seines 
gesundheitlichen Z ustan ds zu erw arten steht, kann dies in der 
Gesam tschau zu einer H ärte führen. Wenn der gesundheitli­
che Z ustand des M ieters einen U m zug  nicht zu lässt oder im 
Falle eines W ohnungsw echsels zum indest die ernsthafte G e­
fah r einer erheblichen Verschlechterung der gesundheitlichen 
Situation des (schw er) erkrankten M ieters besteht, kann sogar 
allein dies einen H ärtegrund darstellen.
c) Werden von  dem  M ieter fü r den Fall eines erzwungenen 
W ohnungswechsels substantiiert ihm drohende schw erw ie­
gende G esundheitsgefahren geltend gem acht, haben sich die 
Tatsacheninstanzen beim  Fehlen eigener Sachkunde regel­
mäßig m ittels sachverständiger H ilfe  ein genaues und nicht 
nur an der O berfläche haftendes Bild davon zu verschaffen, 
w elche gesundheitlichen Folgen  im  Einzelnen m it einem U m ­
zug verbunden sind, insbesondere welchen Schweregrad zu 
erw artende G esundheitsbeeinträchtigungen voraussichtlich 
erreichen w erden und mit w elcher W ahrscheinlichkeit dies 
eintreten kann.
d) Bei der Bew ertung und G ew ichtung der widerstreitenden 
Interessen beider Parteien im  Rahm en der nach § 574 A bs. 1 
B G B  vorzunehm enden Interessenabw ägung ist den Wertent­
scheidungen R echnung zu tragen, die in den fü r sie streiten­
den Grundrechten zum  A usdruck kom m en. D abei haben die 
Gerichte zu berücksichtigen, dass bezüglich der Anw endung 
und A uslegung des Kündigungstatbestands des § 573 A bs. 2 
N r. 2 B G B  einerseits und der Sozialklausel des §  574 B G B  an­
dererseits dieselben verfassungsrechtlichen M aßstäbe gelten, 
so  dass auch im  Rahm en der Vorschrift des § 574 B G B  die 
vom  Verm ieter beabsichtigte Lebensplanung grundsätzlich 
zu respektieren und der Rechtsfindung zugrunde zu legen ist. 
D iesen Vorgaben w erden die Gerichte nicht gerecht, wenn sie 
dem  Vermieter, der die M ietw ohnung zum  Zw ecke der Selbst­
nutzung erw orben hat, bei der Gew ichtung und A bw ägung 
der gegenläufigen Belange eine geringere Bedeutung zum essen 
als bei der Beurteilung, ob  dieses Vorgehen einen E igenbedarf 
im Sinne des § 573 A bs. 2 N r. 2 B G B  begründet, und einem 
solchen N u tzungsw unsch einen geringeren Stellenw ert als 
einem E igenbedarf des ursprünglichen Verm ieters zuweisen.



e) Im  Rahm en der Interessenabw ägung haben die Gerichte 
nicht nur die Lebensplanung des Verm ieters zu respektieren, 
sondern dürfen auch bezüglich der Interessen des M ieters ihre 
Vorstellungen über den einzuschlagenden Weg nicht an des­
sen Stelle setzen. D ies gilt insbesondere dann, wenn es um das 
Schicksal älterer Personen geht.
f) D ie  A bw ägung der gegenläufigen Interessen hat sich stets 
an den konkreten U m ständen  des zu beurteilenden E inzel­
falls auszurichten. D abei kom m t w eder den Belangen des 
Vermieters noch den Interessen des M ieters von vornherein 
ein größeres Gew icht zu  als denen der Gegenseite. A u s diesen 
G ründen ist cs nicht zulässig , Kategorien zu  bilden, in denen 
generell die Interessen einer Seite überwiegen.
g) D er H ärtegrund des zu zum utbaren Bedingungen nicht 
zu beschaffenden Ersatzw ohnraum s ist nicht bereits dann 
gegeben, wenn im G em eindegebiet gerichtsbekannt eine an­
gespannte W ohnlage herrscht, die auch zum  Erlass von die­
sem  U m stand Rechnung tragenden Verordnungen geführt 
hat. E ine festgestellte un d/od er in Verordnungen zugrunde 
gelegte angespannte W ohnlage kann allenfalls ein gew isses 
Indiz für das Vorliegen eines H ärtegrunds nach § 574 A bs. 2 
B G B  darstellen, das in Verbindung mit substantiiertem  (un­
streitigem  oder nachgew iesenem ) Parteivortrag zu konkret 
ergriffenen M aßnahm en zu der tatrichterlichen Ü berzeugung 
führen kann, dass angem essener W ohnraum zu  zum utbaren 
Bedingungen für den M ieter (und seine Fam ilien- oder H a u s­
haltsangehörigen) nicht zu erlangen ist.
h) Wenn au f Seiten des Vermieters dringender W ohnbcdarf 
besteht, haben die G erichte im  Falle eines Ü bcrw iegens der 
M ieterinteressen im  Rahm en der von ihnen zu treffenden 
Erm essensentscheidung sorgfältig  zu prüfen, ob  eine Fortset­
zung des M ietverhältnisses au f unbestim m te Zeit angeordnet 
w erden soll.
i) M acht ein M ieter unter Vorlage eines ärztlichen A ttests gel­
tend, ihm sei ein U m zu g  wegen einer schw eren Erkrankung 
nicht zuzum uten, ist im  Falle des Bestreitens dieses V ortrags 
regelmäßig die -  beim  Fehlen eines entsprechenden Bew eis­
antritts von A m ts wegen vorzunehm endc -  Einholung eines 
Sachverständigengutachtens zu der A rt, dem  U m fan g und den 
konkreten A usw irkungen der beschriebenen Erkrankung auf 
die Lebensführung des betroffenen M ieters im Allgemeinen 
und im  Falle des Verlusts der vertrauten U m gebung erforder­
lich.
j)  Vom  M ieter ist als m edizinischen Laien über die Vorlage 
eines solchen (ausführlichen) fachärztlichen A ttests hinaus 
nicht zu verlangen, noch w eitere -  m eist nur durch einen G u t­
achter zu  liefernde -  Angaben zu  den gesundheitlichen F o l­
gen, insbesondere zu deren Schwere und zu  der Ernsthaftig­
keit zu  befürchtender gesundheitlicher N achteile zu tätigen.. 133
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a) V ergütungsforderungen eines K assenzahnarztes gegen 
seine kassenzahnärztliche Vereinigung können w irksam  abge­
treten werden, sofern die Inform ationsrechte des Forderungs­
erw erbers abbedungen sind. D ies ist anzunehm en, w enn der 
Forderungserw erber den K assenzah narzt zu r Einziehung der 
abgetretenen Forderungen  erm ächtigt.
b) Eine vor Insolvenzeröffnung von dem  Schuldner zu r S i­
cherung vereinbarte G lobalabtretung erfasst auch im Fall der 
zwischenzeitlichen Freigabe der selbständigen T ätigkeit die 
nach der Beendigung des Insolvenzverfahrens entstehenden 
Forderungen des Schuldners.
c) Tritt ein als K assenzahnarzt tätiger Schuldner vor In so l­
venzeröffnung ihm zustehendc künftige Forderungen gegen 
seine kassenzahnärztliche Vereinigung zu r Sicherung ab und 
gibt der Insolvenzverw alter nach Verfahrenseröffnung se i­
ne selbständige T ätigkeit frei, so  fallen diese Forderungen 
während der D au er des Insolvenzvcrfahrens m angels eines 
w irksam en Erw erbs des Sicherungsnehm ers in das frei gege­
bene Verm ögen des Schuldners.........................................................  165

a) D em  W ohnungseigentümer, der eigenm ächtig Instandsct- 
zungs- und Instandhaltungsarbeiten am  Gem einschaftseigen­
tum durchführt, steht kein Ersatzanspruch aus G eschäftsfüh­
rung ohne A u ftrag  oder Bereicherungsrecht zu. D as gilt auch 
dann, w enn die von dem  W ohnungseigentüm er durchgeführte 
M aßnahm e ohnehin hätte vorgenom m en w erden müssen.
b) Auch w enn der W ohnungseigentüm er eine Maßnahme
zur Instandsetzung oder Instandhaltung des Gem einschafts- 
eigentum s in der irrigen A nnahm e durchführt, er habe diese 
als Sondereigentüm er auf eigene K osten  vorzunehm en (hier: 
Fenstererneuerung), besteht ein solcher A nspruch nicht.........  187
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